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Vorwort 

Diese Arbeit untersucht die Entwicklung des Rechts der Auslandsinvestitio-
nen in Lateinamerika. Diese Region ist seit ihrer Unabhängigkeit im 19. Jahr-
hundert mit den rechtlichen Problemen im Zusammenhang mit Auslandsinve-
stitionen sowie mit der Einflußnahme ausländischer Investoren und ihrer 
Heimatstaaten konfrontiert. Im Bestreben nach der Erreichung auch ihrer 
wirtschaftlichen Unabhängigkeit spielten die lateinamerikanischen Staaten 
sowohl auf universeller Ebene in den Diskussionen um eine neue Weltwirt-
schaftsordnung als auch in der Umsetzung der protektionistischen Wirtschafts-
politik in der nationalen Gesetzgebung eine Vorreiterrolle in der Gruppe der 
Entwicklungsländer. Dieselbe Rolle kommt ihnen heute in der Durchführung 
der neoliberalistischen Ideen zu. 

Bei der Betrachtung der staatlichen und völkerrechtlichen Regelungen in den 
Perioden des Protektionismus und des Neoliberalismus wurde versucht, nicht 
nur die Defizite aus der Sicht der Investoren darzustellen, sondern auch die 
Hintergründe und Entscheidungsfaktoren der Gaststaaten für diese Regelungen 
und die Politik gegenüber Auslandsinvestitionen zu verdeutlichen. Dabei ist zu 
berücksichtigen, daß sich die Gaststaaten gegenüber den global agierenden 
Unternehmen meist in der schwächeren Position befmden, die durch die wirt-
schaftlichen und sozialen Probleme und das damit oft einher gehende instabile 
politische Klima in vielen Entwicklungsländern noch verstärkt wird. Dies spie-
gelt sich in den häufigen Kursänderungen hinsichtlich der Wirtschaftspolitik 
und der Regelung von Auslandsinvestitionen in den untersuchten Gaststaaten 
wider. Die Absicht dieses Buches ist es, den Interessenausgleich zwischen Gast-
staaten und Investoren durch besseres gegenseitigen Verständnis für die jewei-
ligen Entscheidungsfaktoren und Probleme zu fördern, vielleicht können 
manche der im Buch enthaltenen Denkanstöße dazu beitragen, für beide Seiten 
annehmbare Lösungen zu fmden. 

An dieser Stelle möchte ich allen danken, die zum Entstehen dieser Arbeit 
sowohl durch fachliche als auch durch moralische Unterstützung beigetragen 
haben. Zu besonderem Dank verpflichtet bin ich dem Institut für Völkerrecht 
der Universität Salzburg. Der Betreuer meiner Dissertation, Professor Christoph 
Schreuer, war immer für ein Gespräch offen und hat mir nicht nur in fachlicher 
Hinsicht, sondern auch zur technischen Organisation der Arbeit viele wertvolle 
Hinweise gegeben. Der Institutsvorstand, Professor Wolfram Karl, hat mir so-
wohl die Ressourcen am Institut zur Verfugung gestellt als auch die freie 
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Zeiteinteilung ermöglicht, die zur Fertigstellung der Arbeit wesentlich beige-
tragen hat. Dank gebührt auch den übrigen Mitgliedern des Instituts, die immer 
ein offenes Ohr für meine Probleme hatten und jederzeit zu Gesprächen bereit 
waren und mich auch sonst moralisch unterstützt haben. Besonders möchte ich 
an dieser Stelle Ulrike Brandl, Martin Botta, Chris Campbell und Dieter Huber 
erwähnen, ohne deren Unterstützung die Arbeit wohl nie fertig geworden wäre. 
Danken möchte ich auch Susanne Bachmann rur die sorgfältige Durchsicht des 
Manuskriptes. 

Herzlicher Dank gebührt ferner Frau Laura Bocalandro sowie Frau Luz Sa-
dak, die es mir ermöglichten, die juristische Bibliothek der Inter-American 
Development Bank zu nutzen, deren hervorragende Dokumentation die Grund-
voraussetzung für die Literaturbeschaffung zu meiner Arbeit bildete. Der For-
schungsaufenthalt wurde durch ein Stipendium des Bundesministeriums für 
Wissenschaft und Forschung ermöglicht. 

Besonderer Dank schließlich gebührt meiner Familie. 

Die Publikation der Arbeit wurde mit Mitteln des Evers-Marcic-Fonds sowie 
der Forschungs- und Förderungsgesellschaft der Universität Salzburg finanziert. 
Auch diesen beiden Fonds sei herzlich gedankt. 
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Einleitung 

Auslandsinvestitionen stellen für Entwicklungsländer eine wichtige Mög-
lichkeit zur Finanzierung ihrer wirtschaftlichen Entwicklung dar. Mit Auslands-
investitionen ist nicht nur der Transfer von Kapital verbunden, sondern kom-
men auch Know-how und Managementkenntnisse ins Land. Durch das 
Tätigwerden multinationaler Unternehmen in Entwicklungsländern entstehen 
jedoch zahlreiche Probleme. Die wirtschaftliche Macht einzelner multinationa-
ler Unternehmen übersteigt die der Gaststaaten häufig um ein Vielfaches. Damit 
stellen diese einen politischen Faktor dar und sind in der Lage, die Wirtschaft 
und Politik eines Landes erheblich zu beeinflussen. 

Schwierig ist es, die Interessen von multinationalen Unternehmen und dem 
Gaststaat zu koordinieren. Die Geschäftstätigkeit multinationaler Unternehmen 
ist vorrangig auf die Gewinnerzielung ausgerichtet. Eine möglichst ungehin-
derte Betätigung ohne rechtliche Hürden und Schranken ist deshalb von beson-
derer Bedeutung. Ziel der Entwicklungsländer ist es jedoch, ausländisches 
Kapital im Dienste der nationalen Entwicklung einzusetzen. Die lnvestitions-
gesetze haben deshalb oft regulierenden Charakter und versuchen, die Tätigkeit 
ausländischer lnvestoren im Sinne der nationalen Entwicklungskonzepte zu 
lenken. 

Ein besonderes Problem stellt in vielen Entwicklungsländern, insbesondere 
in den lateinamerikanischen Staaten, die politisch instabile Lage dar. Revolu-
tionäre Unruhen und bürgerkriegsähnliche Zustände führten in Lateinamerika 
lange Zeit zu häufigen Regierungswechseln. Damit war in vielen Fällen eine 
Umgestaltung der Wirtschaftspolitik und damit auch der rechtlichen Regelun-
gen von Auslandsinvestitionen verbunden. Diese Rechtsunsicherheit wirkt sich 
negativ auf das Investitionsklima aus, da mit einer Änderung der Rechtsgrund-
lagen eine Geschäftstätigkeit unmöglich werden kann. Aus diesem Grund sind 
völkerrechtliche Investitionsschutzinstrumente, die einen bestimmten inner-
staatlich zugesicherten Behandlungsstandard oder bestimmte Methoden der 
Streitbeilegung auch völkerrechtlich absichern, von besonderer Bedeutung für 
das Investitionsklima im Gaststaat. 

In dieser Arbeit wird die Haltung der lateinamerikanischen Staaten zu Aus-
landsinvestitionen untersucht. Betrachtet werden die Rechtsordnungen sowie 
die völkerrechtliche Praxis der elf Mitgliedstaaten der Latin American Free 
Trade Association (LAFTA)/Latin American Integration Association (LAIA): 
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das sind die Mitgliedstaaten des Andenpaktes (ANCOM) Bolivien, Ecuador, 
Kolumbien, Peru und Venezuela, sowie Argentinien, Brasilien, Chile, Mexico, 
Paraguay und Uruguay. 

Die Entwicklung der lateinamerikanischen Staaten ist seit ihrer Unabhängig-
keit zu Beginn des 19. Jahrhunderts von ausländischem Kapital zuerst aus Eu-
ropa, seit Beginn dieses Jahrhunderts zunehmend aus den USA geprägt. Damit 
verbunden war die politische und wirtschaftliche Druckausübung vor allem der 
USA, die bestrebt waren, die Kontrolle über die rur sie wichtigen Rohstoff-
quellen in den lateinamerikanischen Staaten auszuüben. Da die südlichen 
Nachbarn militärisch unterlegen waren, versuchten sie sich mit ,juristischen 
Argumenten" dieser Einflußnahme zu erwehren. Die wohl bedeutsamste Ent-
wicklung war in diesem Zusammenhang die Ca/va-Doktrin. In dieser wurden 
die Gleichheit, Souveränität und Unabhängigkeit der Staaten betont. Daraus 
wurde abgeleitet, daß es kein Recht zur Einmischung in die Angelegenheiten 
anderer Staaten gebe und insbesondere auch fremden Staatsbürgern keine besse-
re Behandlung als Inländern zustehe, sondern diese Inländern völlig gleichge-
stellt seien. Deren Heimatstaaten haben auch nicht das Recht, zugunsten ihrer 
Staatsbürger zu intervenieren und einen besseren Behandlungsstandard zu for-
dern. 

Die Haltung der lateinamerikanischen Staaten gegenüber Auslandsinve-
stitionen wurde in den sechziger und siebziger Jahren massiv von der Calvo-
Doktrin beeinflußt. In dieser Zeit strebte man danach, mit der Wirtschaftspolitik 
des Protektionismus und der binnenorientierten Importsubstitutionspolitik die 
wirtschaftliche Unabhängigkeit der Staaten zu erreichen. Dabei spielten Aus-
landsinvestitionen, die im Dienste der nationalen Entwicklung eingesetzt wer-
den sollten, eine wesentliche Rolle. Die Calvo-Doktrin wirkte sich sowohl in 
den nationalen Rechtsordnungen der Staaten als auch auf völkerrechtlicher 
Ebene aus. Die Investitionsgesetze dieser Zeit hatten einen stark regulierenden 
und kontrollierenden Charakter. Führend waren die Staaten des ANCOM, die 
mit einem gemeinsamen Investitionskodex auch die übrigen Staaten der LAF-
T AlLAIA beeinflußten. Auch die Enteignungen der Grundstoffindustrien und 
der Infrastrukturbetriebe in vielen lateinamerikanischen Staaten, von denen 
hauptsächlich in den USA beheimatete Unternehmen betroffen waren, fielen in 
diese Zeit. Völkerrechtliche Methoden der Streitbeilegung und völkerrechtliche 
Instrumente zum Investitionsschutz wurden abgelehnt. Statt dessen versuchte 
man, im Rahmen der Diskussionen um eine neue Weltwirtschaftsordnung die 
Calvo-Doktrin auch im universellen Völkerrecht durchzusetzen und die Indu-
striestaaten völkerrechtlich zur Unterstützung der wirtschaftlichen Entwicklung 
der Entwicklungsländer zu verpflichten. Dies stieß jedoch auf breite Ablehnung 
der Industriestaaten. 



Einleitung 15 

Die restriktiven Investitionsgesetze und der mangelnde Schutz des Eigen-
tums ausländischer Investoren fiihrten zum Ausbleiben von ausländischem 
Kapital. Nach der Schuldenkrise zu Beginn der achtziger Jahre, die das Schei-
tern der binnenorientierten Importsubstitutionspolitik bedeutete, wandten sich 
die lateinamerikanischen Staaten ab Mitte der achtziger Jahre einer neoliberali-
stischen Wirtschaftspolitik zu. Dies wirkte sich auch massiv auf die Auslands-
investitionsgesetzgebung aus. Die meisten lateinamerikanischen Staaten haben 
zu Beginn der neunzig er Jahre neue Investitionsgesetze mit sehr liberalem 
Charakter erlassen. Auch der Investitionskodex des ANCOM wurde grundle-
gend liberalisiert. Auslandsinvestitionen werden nun uneingeschränkt gefördert 
und unterliegen kaum noch Beschränkungen. Die lateinamerikanischen Staaten 
sind zudem bereit, sich auch völkerrechtlich zur Gewährung eines bestimmten 
Behandlungsstandards und zum Schutz des Eigentums ausländischer Investoren 
zu verpflichten. Die meisten lateinamerikanischen Staaten schließen heute 
bilaterale Investitionsschutzabkommen ab und sind der ICSID- und der MIGA-
Konvention beigetreten. Die innerstaatlichen Regelungen entsprechen im 
großen und ganzen den völkerrechtlichen Standards der Behandlung von Aus-
landsinvestitionen. 

Ziel der Arbeit ist es zu untersuchen, inwieweit die Gesetzgebung und die 
völkerrechtliche Praxis der lateinamerikanischen Staaten in der Zeit des Protek-
tionismus den Grundsätzen der Calvo-Doktrin und den auf universeller Ebene 
im Rahmen der Vereinten Nationen propagierten Vorstellungen einer neuen 
Weltwirtschaftsordnung tatsächlich entsprachen. Als Ausgangspunkt dient der 
Grundsatz der Inländergleichbehandlung, auf den alle Argumente der Calvo-
Doktrin letztlich ZUTÜckzufiihren sind. Weiters wird untersucht, ob und inwie-
weit diese Grundsätze der Calvo-Doktrin im aktuellen, von der neoliberalisti-
schen Wirtschaftspolitik geprägten innerstaatlichen Recht noch vorhanden sind 
und ob das Verhalten der lateinamerikanischen Staaten auf völkerrechtlicher 
Ebene weiterhin Besonderheiten aufweist, die auf die Calvo-Doktrin schließen 
lassen. Als Maßstab für die Beurteilung der rechtlichen Regelungen von Aus-
landsinvestitionen werden die Guidelines der Weltbank, die den heute allge-
mein akzeptierten rechtlichen Standard für die Behandlung und den Schutz von 
Auslandsinvestitionen enthalten, herangezogen. 
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